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Resolution  
des 19. Parlamentsforums  

Südliche Ostsee 

unter dem Vorsitz der Hamburgischen Bürgerschaft 
 Hamburg, vom 17. bis 19. September 2023 

 

Das 19. Parlamentsforum Südliche Ostsee hat während seiner Konferenz vom 17. bis 19. 
September 2023 in Hamburg das Thema 

„Sozialen Zusammenhalt stärken – Migration und Integration“ 

beraten.  

Die im Parlamentsforum Südliche Ostsee (PSO) kooperierenden Parlamente repräsentieren 
europäische Regionen, die sich solidarisch für Geflüchtete engagieren und den Raum der 
südlichen Ostsee als einen Raum der Ausübung europäischer Freizügigkeitsrechte der 
Arbeitskräfte, der offenen Grenzen und der Werte und Normen der Europäischen Union 
verstehen. Im Rahmen der Freizügigkeit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist 
innereuropäische Migration heute für viele eine Selbstverständlichkeit, die in den allermeisten 
Fällen gelingt. Auch die Migration von Arbeitskräften aus Drittstaaten erlangt im Rahmen des 
Fach- und Arbeitskräftebedarfs eine immer größere Bedeutung. Dort, wo sich im Rahmen 
von innereuropäischer Migration Herausforderungen ergeben, bieten die europäische 
Sozialpolitik und die eingeübten Verfahren der innereuropäischen Kooperationen von 
Bürgerinnen und Bürgern, NGOs, Parlamenten und Regierungen die Möglichkeit, 
gemeinsam Lösungen zu erarbeiten. Das Vertrauen in die demokratischen Strukturen, das 
Mehrheitsprinzip und den Minderheitenschutz, Transparenz, politischen Wettbewerb, 
Rechtsstaatlichkeit und Pressefreiheit sichern dabei, dass Migration und Integration gelingen 
und den Zusammenhalt in einer solidarischen Gesellschaft stärken und nicht gefährden. 
Provokationen, Geflüchtete zu instrumentalisieren, um Uneinigkeit und Zwist in Europa zu 
säen, weist das PSO entschieden zurück und setzt ihnen seine Entschlossenheit entgegen, 
alles zu tun, um den Herausforderungen von Migration und Integration zum Wohle unserer 
Bevölkerung und durch die Förderung des sozialen Zusammenhalts zu begegnen.  

Seit dem völkerrechtswidrigen Überfall Russlands auf die Ukraine sind Millionen von 
Menschen vor dem Krieg geflohen und haben Zuflucht in EU-Ländern und darüber hinaus 
gesucht. 

Am 4. März 2022 beschloss die EU, die Massenzustrom-Richtlinie erstmalig zu aktivieren 
und somit eine Regelung für vorübergehenden Schutz einzuführen. Damit soll der Druck auf 
die nationalen Asylsysteme verringert und Vertriebenen ermöglicht werden, überall in der EU 
harmonisierte Rechte in Anspruch zu nehmen. Zu diesen Rechten gehören Aufenthalt, 
Zugang zu Arbeitsmarkt und Wohnraum, medizinische Betreuung und Zugang zu Bildung für 
Kinder und Jugendliche. 

Das Parlamentsforum hat auf der Grundlage von Beratungen mit Sachverständigen aus allen 
beteiligten Regionen das Thema des sozialen Zusammenhalts vor dem Hintergrund von  
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Migration und Integration in der Region beleuchtet. Ziel war es, Chancen und 
Herausforderungen zu benennen, um diese weiter gemeinsam bearbeiten zu können.  

Empfängerinnen und Empfänger der Resolution des 19. Parlamentsforums Südliche Ostsee 
sind die Akteurinnen und Akteure im europäischen Mehrebenensystem.  

Dazu zählen im Einzelnen:  

- das Europäische Parlament, die EU-Kommission, der Europäische Rat und der Rat der 
Regionen,  

- die Institutionen und Organisationen im Ostseeraum: Ostseerat (CBSS), Netzwerk Vision 
and Strategies around the Baltic Sea (VASAB), Ostseeparlamentarierkonferenz (BSPC), 
Subregionale Ostseekooperation (BSSSC), Ostsee-Kommission (BSC), Union der 
Ostseestädte (UBC), Euroregionen Pomerania und Ostsee,  

- an der Umsetzung des Aktionsplans der EU-Strategie für die Ostseeregion (EUSBSR) 
beteiligte Akteure und Vorhaben,  

- nationale und regionale Regierungen und Selbstverwaltungen ebenso wie die 
Partnerparlamente der Region südliche Ostsee. 

 

Das Parlamentsforum Südliche Ostsee  

 

1. stellt fest, dass  
 
a) die Vereinten Nationen (UN) mit dem „Globalen Pakt für eine sichere, geordnete und 

regulierte Migration“ und dem „Globalen Flüchtlingspakt“ international anerkannte 
Ziele und Leitlinien vorgelegt haben. 

b) der Rat der Europäischen Union die „Schlussfolgerungen des Rates und der Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten zur Integration von Drittstaatsangehörigen, die 
sich rechtmäßig in der EU aufhalten“ am 9. Dezember 2016 beschlossen hat. 
(15312/16) 

c) die EU-Kommission im November 2020 einen „Aktionsplan für Integration und 
Inklusion 2021-2027“ vorgelegt hat. (COM (2020) 758 final) 

d) auf EU-Ebene zu den bestehenden Instrumenten der Integrationspolitik das 
Europäische Migrationsforum, die Europäische Website für Integration und das 
Europäische Integrationsnetz sowie eine Expertengruppe zu den Standpunkten von 
Migrantinnen und Migranten in den Bereichen Migration, Asylwesen und Integration, 
die im November 2020 erstmals zusammentrat, gehören. 

e) in der EU besondere Finanzierungsinstrumente zur Unterstützung nationaler 
Integrationsstrategien auf dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) sowie 
dem Europäischen Sozialfonds (ESF+) basieren.  

https://www.un.org/depts/german/migration/A.CONF.231.3.pdf
https://www.un.org/depts/german/migration/A.CONF.231.3.pdf
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f) die EU mit der Vorlage des neuen Migrations- und Asylpakets durch die EU-
Kommission im Jahr 2020 kontinuierlich an der Weiterentwicklung praktikabler 
Lösungen arbeitet. 

g) die EU-Ostseestrategie (EUSBSR) in ihrem Aktionsplan von 2021 ein Aktionsfeld zur 
Integration von Migrantinnen und Migranten in den Arbeitsmarkt geschaffen hat. In der 
EU-Ostseestrategie liegt der Fokus auf Früherkennung von Potenzialen, 
maßgeschneiderter Berufsausbildung (inkl. Sprache) und betrieblichen Trainings für 
eine reibungslose und schnelle Integration in den Arbeitsmarkt sowie Einbeziehung 
der Gesellschaft in die Integration. 

h) die vom Europäischen Ausschuss der Regionen bereitgestellte politische Plattform 
„Städte und Regionen für Integration“ für europäische Bürgermeister und 
Regionalpolitiker eine interessante Initiative darstellt, um erfolgreiche Beispiele für die 
Integration von Migrantinnen und Migranten sowie von Geflüchteten vorzustellen.  

i) der Europäische Ausschuss der Regionen auf seiner 152. Plenartagung vom 30. 
November – 1. Dezember 2022 die Stellungnahme „Legale Migration – Anwerbung 
qualifizierter Arbeitskräfte aus Drittländern“ verabschiedet hat, in der der Ausschuss 
anerkennt, dass legalen Migrantinnen und Migranten eine Schlüsselbedeutung für die 
europäische Wirtschaft und die europäischen Gesellschaften zukommt. 

j) die Ostseeparlamentarierkonferenz (BSPC) bereits mehrfach die Themen Migration 
und Integration aufgegriffen und beraten hat sowie zu Übereinkünften gekommen ist, 
die die BSPC und das Parlamentsforum zur Umsetzung empfehlen (www.bspc.net). 
Dazu zählen insbesondere die Resolution der 29. BSPC aus dem August 2020 und 
der Abschlussbericht der Arbeitsgruppe zum Thema Migration und Integration aus 
demselben Jahr, die im Einzelnen festgestellt haben, dass: 

(1) den Themen Migration und Integration weiterhin eine hohe Priorität 
eingeräumt werden müsse. 

(2) die Migration in der Ostseeregion, in Europa und weltweit ein 
wesentliches Thema für die Länder bleibe, das beispiellose humanitäre, 
wirtschaftliche, sicherheitspolitische und politische Herausforderungen 
mit sich bringe. 

(3) die internationale Zusammenarbeit in diesem Bereich weiter verstärkt 
werden müsse. 

(4) eine Lenkung der politischen Aufmerksamkeit auf die Belange von 
unbegleiteten Minderjährigen sowie Gruppen in schwierigen 
Lebenslagen sehr wichtig sei. 

(5) rechtliche Instrumente zur Bekämpfung des Menschenhandels 
entwickelt und umgesetzt werden müssen. 

(6) Menschen aus verschiedenen Gründen migrieren. Diese Diversität des 
Themas müsse in der Diskussion über Migration abgebildet werden.  

(7) grundlegende Rechte von Migrantinnen und Migranten von den 
Vereinten Nationen (UN) und in der Genfer Konvention festgeschrieben 
seien. Artikel 14 der Allgemeinen Deklaration der Menschenrechte 
besage, dass jeder das Recht habe in anderen Ländern vor Verfolgung 
Asyl zu suchen und zu genießen. Das Grundprinzip der Arbeit der UN 
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sei Solidarität, was sich auch in der UN-Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung widerspiegele: „Niemand darf zurückgelassen werden.“  

(8) es Ziel der Internationalen Organisation für Migration sei, soziale und 
ökonomische Entwicklung durch Migration zu stärken. Geregelte 
Migration stelle einen Mehrwert für die Migrantinnen und Migranten und 
die Gesellschaft dar – einerseits schaffe sie neue Lebenschancen für die 
Migrantinnen und Migranten, andererseits adressiere Migration 
gesamtgesellschaftliche Probleme wie Ungleichgewichte auf dem 
Arbeitsmarkt. Zudem seien Mobilität – Reisefreiheit und 
Arbeitnehmerfreizügigkeit – wichtige Eckpfeiler der Politik der 
Europäischen Union (Abschlussbericht der Arbeitsgruppe zu Migration 
und Integration).  

(9) die Kompetenz für Migrations- und Integrationspolitik auf nationaler 
Ebene liege. Die Mitglieder der BSPC hätten unterschiedliche nationale 
Prioritäten und Voraussetzungen, die berücksichtigt werden müssten. 
Dies vorweggenommen, strebe die Arbeitsgruppe der BSPC jedoch an, 
Koordination, Einigkeit und Kooperation in der Migrations- und 
Integrationspolitik zu erzielen (Abschlussbericht der Arbeitsgruppe zu 
Migration und Integration).  

(10) die Unterstützung der Kommunen aufrechterhalten und ausgebaut 
werden müsse, da sie langfristig für die Integrationsarbeit verantwortlich 
seien (Entschließung 29. BSPC August 2020). 
 

k) es ein Vorteil ist, gute Praktiken im Umgang mit Geflüchteten auszutauschen. In allen 
Regionen wird auf unterschiedliche Weise Großartiges geleistet.  

l) die Menschenrechte für alle Geflüchteten gelten und dass es für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt unverzichtbar ist, dass keine Unterschiede gemacht 
werden.  

m) die freiwillige Migration im Rahmen der europäischen Arbeitnehmerfreizügigkeit sowie 
außerhalb der EU notwendig ist, um qualifizierte Arbeitskräfte für den südlichen 
Ostseeraum zu gewinnen, dessen enormes wirtschaftliches Potenzial weiterentwickelt 
werden wird.  

n) die Verwaltungen auf kommunaler und regionaler Ebene am besten darauf vorbereitet 
sind, ein einheitliches Bild vom lokalen Arbeitsmarkt zu zeichnen und daher gezielt in 
die Multi-Level-Governance einbezogen werden sollten, um internationale Talente für 
den lokalen Arbeitsmarkt zu gewinnen und halten zu können.  

 
2. sieht den dringenden Bedarf,  

 
a) eine möglichst weitgehende Transparenz herzustellen über Migrations- und 

Fluchtgeschehen und deren Ursachen, einschließlich globaler Zusammenhänge, um 
einen faktenbasierten Diskurs zwischen der Zivilgesellschaft, den Parlamenten und 
der Administration in den Ländern und Kommunen zu ermöglichen und so Konflikte 
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besser vermeiden und bearbeiten zu können sowie den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zu stärken.  

b) das zivilgesellschaftliche Engagement im Rahmen der Begleitung und Betreuung von 
Geflüchteten administrativ zu begleiten und mit den notwendigen Ressourcen 
auszustatten. Professionelle Unterstützung der Helferinnen und Helfer wie 
Anlaufstellen für Probleme oder Gewaltschutzprävention sind ebenso wichtig wie die 
thematische Weiterentwicklung der Konzepte von erster Hilfe bei der Ankunft von 
Geflüchteten bis hin zu Fragen des gemeinsamen Lebens. 

c) die Integration in den Arbeitsmarkt und in andere Regelsysteme wie berufliche 
Bildung, Schulen und Kitas zu unterstützen. Damit Integration erfolgreich ist, muss 
zum einen der Weg in diese Systeme gelingen und zum anderen die Einrichtungen so 
ausgestattet sein, dass sie die Integrationsleistung auch erbringen können. Wichtig 
ist, dass die Zugänge vom ersten Tag an ermöglicht werden.  

d) die soziale Situation und die Gesundheitsversorgung stärker im Blick zu haben und 
entsprechende, auf die Situation der Migrantinnen und Migranten abgestimmte 
Angebote vorzuhalten.  

e) Transparenz auch im Bereich der Integration herzustellen, um Handlungsfelder zu 
identifizieren und politische Instrumente so auszurichten, dass messbare 
Integrationserfolge erzielt werden können.  

f) Angebote der gesellschaftlichen Teilhabe zu entwickeln und Migrantinnen und 
Migranten durch geeignete Strukturen oder Instrumente zu beteiligen.  

g) die besondere Situation von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen speziell zu 
adressieren und gesonderte Angebote für diese Gruppe vorzuhalten.  

h) dass die Länder des Ostseeraums sich regelmäßig austauschen, um voneinander zu 
lernen, insbesondere vor dem Hintergrund der gemachten Erfahrungen aus den 
Jahren 2015–2016 und 2022–2023, in denen die Geflüchtetenzahlen stark anstiegen 
und eine Vielzahl von Institutionen und Projekten geschaffen wurden, um gute 
Integration zu fördern und zu ermöglichen.  

i) dass die einzelnen Länder und Kommunen aus den eigenen Erfahrungen der Jahre 
2015–2016 und 2022–2023 lernen und bewährte Praktiken oder Institutionen 
verstetigen.  

j) Maßnahmen zu ergreifen, um gesellschaftlichen und strukturellen Diskriminierungen 
vorzubeugen bzw. zu bekämpfen, damit eine gleichberechtigte Teilhabe Geflüchteter 
in der Gesellschaft und im Rahmen der rechtlichen Bestimmungen auch auf dem 
Arbeitsmarkt gewährleistet werden kann.  

k) dass die Charta der Vielfalt umfassend umgesetzt wird. 
l) die folgenden Beschlüsse der BSPC weiterhin zu verfolgen: 

(1) die Umsetzung von „zentralen Anlaufstellen“ als Beispiele für bewährte 
Methoden, bei denen Migrantinnen und Migranten alle notwendigen 
Dienstleistungen aus einer Hand in Anspruch nehmen können, sowie die 
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Möglichkeit, persönliche Integrationspläne zu erwägen (28. BSPC 2019), 
(2) Maßnahmen zur Förderung direkter und regelmäßiger Kontakte 

zwischen Neuankömmlingen und Einheimischen, kommunalen 
Einrichtungen, zivilgesellschaftlichen Organisationen, Gemeinschaften 
und einzelnen Menschen zu treffen (28. BSPC 2019), 

(3) Dialogplattformen als offene und regelmäßige Kommunikations- und 
Koordinationsinstrumente für die beteiligten Interessengruppen zu 
unterstützen, um den gesellschaftlichen Dialog zu erweitern (28. BSPC 
2019), 

(4) im Rahmen der strategischen Integrationsansätze die 
Aufnahmebereitschaft der aufnehmenden Gesellschaften mithilfe 
verstärkter demokratischer Teilhabe bei der Integration zu verbessern 
und dabei den Schwerpunkt stärker auf die kommunale Ebene als 
Bereich des täglichen Zusammenlebens zu verlagern (28. BSPC 2019), 

(5) die Gestaltung der Integration von Geflüchteten durch zahlreiche 
Akteurinnen und Akteure auf kommunaler Ebene zu unterstützen und zu 
fördern; dies beinhaltet die systematische Teilhabe und den Austausch 
zwischen Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft (28. BSPC 2019), 

(6) gute Beziehungen und Vielfalt innerhalb der Gesellschaft zu fördern. 
Solche Maßnahmen könnten Informationskampagnen, die Organisation 
von Veranstaltungen und eine Wohnraumpolitik umfassen, die Diversität 
in Wohngebieten fördert (29. BSPC 2020). 

 
 
3. sieht es daher als erforderlich an, 

a) die Arbeiten an einer gemeinsamen europäischen Migrations- und Asylpolitik zu 
beschleunigen, um die Flüchtlingskrise zu bewältigen. 

b) auf jeweils nationaler Ebene eine einheitliche und aufeinander abgestimmte 
Migrations- und Integrationspolitik unter Einbezug der Partner zu verfolgen, die auch 
die örtliche Bevölkerung und ihre Entwicklung in den Blick nimmt. Dabei sollen die 
verschiedenen Akteure (Regierungen, regionale und lokale Parlamente, 
zivilgesellschaftliche Organisationen einschließlich Migrantenorganisationen und 
andere Sozialpartner) einbezogen werden. Ziel ist es, dadurch die Voraussetzungen 
für eine vollständige Nutzung des gemeinsamen Potenzials zu schaffen sowie die 
Finanzierung hierfür sicherzustellen.  

c) zur Herstellung einer möglichst weitgehenden Transparenz ein Lagebild zu erstellen 
und auszutauschen, das sowohl die internationalen Fluchtbewegungen aufgreift als 
auch Informationen und Zahlen zu nationalen, regionalen und lokalen Ankünften von 
Geflüchteten, Unterbringungsbedarfe und staatliche Unterstützungsleistungen für 
Versorgung und Integration zusammenfasst und öffentlich zugänglich bereitstellt. 
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d) den Austausch der Helferinnen und Helfer beispielsweise in Form einer regelmäßig 
stattfindenden Messe und mittels digitaler Formate zu organisieren, die zum einen 
Einblicke in die Arbeit der jeweils anderen Helferinnen und Helfer eröffnet, Vernetzung 
ermöglicht und zum anderen Gesprächsrunden zu gemeinsamen Themen bietet.  

e) folgende Faktoren für den Zugang zu den Regelsystemen sowie zum Arbeitsmarkt 
besonders zu berücksichtigen, damit gute Integration gelingen kann:  

(1) die Förderung des Erwerbs von Sprachkenntnissen des Ankunftslandes 
insbesondere über den Ausbau digitaler Angebote zum Zwecke des 
Spracherwerbs. 

(2) die Schaffung von Voraussetzungen, um die Fähigkeiten und beruflichen 
Qualifikationen der Migrantinnen und Migranten auf dem regionalen 
Arbeitsmarkt möglichst umfassend nutzen und entwickeln zu können. 

(3) die Vorhaltung von behördlichen Strukturen, die die Ankunftsphase für 
Migrantinnen und Migranten erleichtern, indem Service- und 
Beratungsleistungen für die berufliche Integration so zusammengeführt 
werden, dass möglichst gute Startvoraussetzungen in der neuen 
Umgebung entstehen. Hierbei hat sich eine enge Zusammenarbeit von 
aufenthaltsrechtlich und sozialpolitisch relevanten Stellen der 
Verwaltung bewährt. 

(4) die Schaffung eines Raums für den bürgerschaftlichen Dialog mit den 
Geflüchteten und eines Austausches zwischen den Aufnahmestaaten 
sowie die Bereitstellung einer Plattform für den Erfahrungsaustausch, 
bezogen auf die Integration von Geflüchteten sowie Migrantinnen und 
Migranten in die Bildungssysteme in den Aufnahmestaaten und die für 
die Integration der zugewanderten Schülerinnen und Schüler in den 
Schulen zuständigen Personen. Im Rahmen einer solchen Plattform 
sollten Beratungsangebote von Expertinnen und Experten aus 
unterschiedlichen Ländern unter besonderer Berücksichtigung der 
jeweiligen Bildungssysteme in den Herkunftsländern der Migrantinnen 
und Migranten vorgesehen sein.  

(5) das Vorhalten von internationalen Vorbereitungsklassen 
(Integrationsklassen), die auf den regulären Schulbesuch vorbereiten, 
sowie die Schaffung außerschulischer Angebote.  

(6) Besuch der Vorschule für alle geflüchteten Kinder ermöglichen; 
(7) Kitas, die einen besonderen Fokus auf den Spracherwerb legen (Sprach-

Kitas), Einrichtungen, die einen niedrigschwelligen Zugang zum System 
der frühkindlichen Bildung ermöglichen (Eltern-Kind-Zentren).  

(8) die integrationsfördernde Rolle des Sports. 
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f) angemessene Gesundheitsversorgung, spezielle Schulungen für Pflegepersonal und 
Personal im medizinischen Bereich sowie Unterstützung für die Kommunikation und 
Bereitstellung psychologischer Hilfe. 

g) um Integrationsmaßnahmen transparent und kontinuierlich zu evaluieren, ein mit 
Kenn- und Zielzahlen hinterlegtes Integrationskonzept einzusetzen. Ein solches, 
empirisch arbeitendes und abgestimmtes Konzept schafft zugleich 
politikfeldübergreifend die Möglichkeit zur Steuerung und ermöglicht die regelmäßige 
Befassung und Kontrolle der Politik durch die Parlamente. 

h) aktiv Stereotypen und Intoleranz zu begegnen, Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus zu bekämpfen sowie die Zusammenarbeit mit den Medien zu fördern. 

 

4. erwartet von der regionalen, nationalen und europäischen Ebene,  
 
a) die Kommunen mit den Herausforderungen der aktuellen Fluchtbewegungen nicht 

alleinzulassen, bei der kommunalen Konfliktberatung zu begleiten und sie auch 
finanziell mit nationalen und/oder europäischen Förderprogrammen zu unterstützen.  

b) die Funktion der Parlamente zu nutzen, die Diskussion aus der Bürgergesellschaft in 
den politischen und administrativen Entscheidungsprozess mit aufzunehmen.  

c) die Kooperation in der Umsetzung des Aktionsfeldes „Integration von Migranten in den 
Arbeitsmarkt“ der EU-Ostseestrategie weiter zu verstärken, mit besonderem 
Augenmerk auf den Zugang in den Arbeitsmarkt für geflüchtete Frauen.  

d) auf kommunaler (regionaler oder auf metropolitane Räume bezogener) Ebene ein 
System für die Anerkennung beruflicher Qualifikationen und Fähigkeiten zu schaffen, 
um die soziale und wirtschaftliche Integration von Drittstaatsangehörigen zu 
beschleunigen.  

e) die Beschlüsse der BSPC, die weiterhin einen relevanten Beitrag zur Migrations- und 
Integrationspolitik leisten können, weiter umzusetzen: 

(1) eine Harmonisierung der Praktiken in Bezug auf (a) die Rückkehr, (b) die 
Bearbeitung von Asylanträgen und (c) die für minderjährige Asylbewerber 
vorgesehenen Aufnahmestandards anzustreben und dabei sowohl nationale 
als auch menschen- und grundrechtliche Erwägungen zu berücksichtigen (29. 
BSPC 2020), 

(2) zu prüfen, in welchem Umfang der regelmäßige Austausch von Beispielen für 
bewährte Methoden in der gesamten Ostseeregion die Harmonisierung von 
Migrationsstrategien ermöglichen kann (28. BSPC 2019). 

f) dass Menschen, die ihre Berechtigung zum Aufenthalt durch Gerichtsbeschluss 
verloren haben, sich in den Ländern der Europäischen Union aufzuhalten, konsequent 
in ihre Heimatländer abgeschoben werden.  
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5. 20. Parlamentsforum Südliche Ostsee 

Das Parlamentsforum Südliche Ostsee dankt dem Landtag Schleswig-Holstein für die 
Bereitschaft, das XX. Parlamentsforum im Jahr 2024 vom 15. bis 17. September 
auszurichten. 
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Hamburg, 19. September 2023 
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Rezolucja  
XIX Forum Parlamentów Regionalnych  

Południowego Bałtyku 

pod przewodnictwem Parlamentu Krajowego Hamburga 
Hamburg, 17-19 września 2023 r. 

 

XIX Forum Parlamentów Regionalnych Południowego Bałtyku obradowało podczas swojej 
konferencji w dniach 17-19 września 2023 r. w Hamburgu nad następującym tematem: 

„Wzmocnienie spójności społecznej – migracja i integracja“. 

Parlamenty współpracujące w ramach Forum Parlamentów Regionalnych Południowego 
Bałtyku reprezentują regiony europejskie, które solidaryzują się z uchodźcami i rozumieją 
region południowego Bałtyku jako przestrzeń umożliwiającą korzystanie z europejskich praw 
do swobodnego przepływu pracowników, otwartych granic oraz wartości i norm Unii 
Europejskiej. W kontekście swobodnego przepływu pracowników migracja 
wewnątrzeuropejska jest obecnie dla wielu osób oczywistością, która w zdecydowanej 
większości przypadków przebiega pomyślnie. Także migracja pracowników z krajów trzecich 
nabiera coraz większego znaczenia w kontekście zapotrzebowania na wykwalifikowaną 
kadrę. Tam, gdzie pojawiają się wyzwania w odniesieniu do migracji wewnątrzeuropejskiej, 
europejska polityka społeczna i ustalone procedury współpracy wewnątrzeuropejskiej 
między obywatelami, organizacjami pozarządowymi, parlamentami i rządami dają możliwość 
wspólnego wypracowania rozwiązań. Zaufanie do struktur demokratycznych, zasada 
większości i ochrona mniejszości, przejrzystość, konkurencja polityczna, państwo prawa 
i wolność prasy zapewniają powodzenie migracji i integracji oraz wzmacniają spójność – 
zamiast jej zagrażać – społeczeństwa opartego na solidarności. Forum Parlamentów 
Regionalnych Południowego Bałtyku zdecydowanie odrzuca prowokacje, takie jak próba 
instrumentalnego wykorzystania uchodźców w celu zasiania niezgody i rozłamu w Europie 
i przeciwstawia temu swoją determinację, by poprzez wspieranie spójności społecznej 
uczynić wszystko, co możliwe, w celu sprostania wyzwaniom migracji i integracji z korzyścią 
dla naszych społeczeństw. 

Od czasu sprzecznej z prawem międzynarodowym inwazji Rosji na Ukrainę miliony osób 
uciekają przed wojną i szukają schronienia w krajach UE i poza nią. 

Dnia 4 marca 2022 r. UE postanowiła po raz pierwszy uruchomić dyrektywę o masowym 
napływie, wprowadzając tym samym system ochrony tymczasowej. Ma to na celu 
zmniejszenie presji na krajowe systemy azylowe i umożliwienie wysiedleńcom korzystania 
ze zharmonizowanych praw w całej UE. Prawa te obejmują pobyt, dostęp do rynku pracy 
i mieszkań, opiekę medyczną oraz dostęp do edukacji dla dzieci i młodzieży.  

Na bazie konsultacji z ekspertami ze wszystkich uczestniczących regionów, Forum 
Parlamentów Regionalnych Południowego Bałtyku rozpatrywało kwestię spójności 
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społecznej w kontekście migracji i integracji w regionie. Celem było wskazanie możliwości 
i wyzwań, aby móc dalej wspólnie nad nimi pracować. 

Adresatami rezolucji XIX Forum Parlamentów Regionalnych Południowego Bałtyku są 
decydenci reprezentujący różne szczeble europejskiego systemu wielopłaszczyznowego. 
Zaliczają się do nich:  

- Parlament Europejski, Komisja Europejska, Rada Europejska oraz Rada Regionów,  

- instytucje i organizacje w regionie Morza Bałtyckiego: Rada Państw Morza Bałtyckiego 
(CBSS), sieć Wizje i Strategie wokół Morza Bałtyckiego (VASAB), Konferencja 
Parlamentarna Morza Bałtyckiego (KPMB), Współpraca Subregionalna Państw Morza 
Bałtyckiego (BSSSC), Komisja Morza Bałtyckiego (BSC), Związek Miast Bałtyckich 
(UBC), Euroregiony Pomerania i Bałtyk, 

- podmioty i projekty włączone w realizację Planu Działań Strategii UE dla regionu Morza 
Bałtyckiego (SUERMB), 

- rządy krajowe i regionalne oraz samorządy, a także partnerskie parlamenty regionalne 
regionu południowego Bałtyku. 

Forum Parlamentów Regionalnych Południowego Bałtyku 

 

1. stwierdza, że 
 
 
a) Organizacja Narodów Zjednoczonych (ONZ) przedstawiła uznane na arenie 

międzynarodowej cele i wytyczne w postaci „Światowego Paktu w sprawie Migracji” 
oraz „Światowego Paktu w sprawie Uchodźców”. 

b) Rada Unii Europejskiej przyjęła 9 grudnia 2016 r. „Konkluzje Rady i przedstawicieli 
rządów państw członkowskich w sprawie integracji obywateli państw trzecich 
przebywających legalnie w UE” (15312/16). 

c) w listopadzie 2020 r. Komisja UE przedstawiła „Plan Działania na rzecz integracji 
i włączenia społecznego na lata 2021-2027”. (COM/2020/758 final) 

d) instrumenty polityki integracyjnej istniejące na szczeblu UE obejmują Europejskie 
Forum Migracji, Europejską Stronę Internetową poświęconą integracji oraz 
Europejską Sieć Integracji, a także grupę ekspertów ds. poglądów migrantów na temat 
migracji, azylu i integracji, która po raz pierwszy zebrała się w listopadzie 2020 r. 

e) w UE specjalne instrumenty finansowania wspierające krajowe strategie integracyjne 
opierają się na Funduszu Azylu, Migracji i Integracji (FAMI) oraz Europejskim 
Funduszu Społecznym (EFS+). 
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f) UE, poprzez przedstawienie przez Komisję Europejską Nowego Paktu Azylu  
i Migracji w 2020 r., prowadzi ciągłe prace nad doskonaleniem praktycznych 
rozwiązań. 

g) Strategia UE dla Regionu Morza Bałtyckiego (SUERMB) w swoim Planie Działania na 
rok 2021 stworzyła pole działania dla integracji migrantów na rynku pracy. Strategia 
UE dla Regionu Morza Bałtyckiego koncentruje się na wczesnej identyfikacji 
potencjału, na dostosowanym do potrzeb szkoleniu zawodowym (w tym językowym) 
i na szkoleniu w zakładzie pracy w celu sprawnej i szybkiej integracji na rynku pracy 
oraz na zaangażowaniu społeczeństwa w integrację. 

h) ciekawą inicjatywą jest platforma polityczna „Miasta i regiony na rzecz integracji”, 
utworzona przez Europejski Komitet Regionów dla europejskich burmistrzów 
i przywódców regionalnych, celem prezentowania pozytywnych przykładów integracji 
migrantów i uchodźców. 

i) Europejski Komitet Regionów podczas 152. sesji plenarnej w dniach od 30 listopada 
do 1 grudnia 2022 r. przyjął opinię „Legalna migracja – przyciąganie umiejętności 
i talentów do UE”, w której uznaje, że legalni migranci odgrywają kluczową rolę 
w gospodarce europejskiej i społeczeństwach europejskich. 

j) KPMB już wielokrotnie podejmowała i rozważała kwestie migracji i integracji 
oraz osiągnęła porozumienia, które KPMB i Forum Parlamentów Regionalnych 
Południowego Bałtyku rekomendują do realizacji (www.bspc.net). Należą do nich 
w szczególności uchwała XXIX Konferencji KPMB z sierpnia 2020 roku oraz raport 
końcowy grupy roboczej ds. migracji i integracji z tego samego roku, mówiące że: 

 

(1) kwestiom migracji i integracji należy nadal nadawać wysoki priorytet, 

(2) migracja w regionie Morza Bałtyckiego, w Europie i na świecie pozostaje istotną 
kwestią dla krajów, stwarzając bezprecedensowe wyzwania humanitarne, 
gospodarcze, polityczne i w zakresie polityki bezpieczeństwa, 

(3) należy dalej wzmacniać współpracę międzynarodową w tym zakresie, 

(4) bardzo ważna jest koncentracja uwagi politycznej na kwestiach małoletnich bez 
opieki i grup w trudnej sytuacji, 

(5) należy opracować i wdrożyć instrumenty prawne przeciwdziałania handlowi 
ludźmi, 

(6) ludzie migrują z różnych powodów. Ta różnorodność zagadnienia musi znaleźć 
odzwierciedlenie w dyskusji na temat migracji. 

(7) podstawowe prawa migrantów są określone przez Organizację Narodów 
Zjednoczonych (ONZ) i w Konwencji Genewskiej. Artykuł 14 Powszechnej 
Deklaracji Praw Człowieka stanowi, że każdy ma prawo do szukania 
i korzystania z azylu przed prześladowaniem w innych krajach. Podstawową 
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zasadą pracy ONZ jest solidarność, która znajduje również odzwierciedlenie 
w Agendzie ONZ na rzecz zrównoważonego rozwoju 2030 – „nikt nie zostanie 
pominięty”. 

(8) celem Międzynarodowej Organizacji ds. Migracji jest wzmocnienie rozwoju 
społecznego i gospodarczego poprzez migrację. Migracja uregulowana 
stanowi wartość dodaną dla migrantów i społeczeństwa – z jednej strony 
stwarza nowe możliwości życiowe dla migrantów, a z drugiej strony rozwiązuje 
problemy społeczeństwa jako całości, takie jak brak równowagi na rynku pracy. 
Ponadto mobilność – swoboda podróżowania i swobodny przepływ 
pracowników – to ważne filary polityki Unii Europejskiej (raport końcowy grupy 
roboczej KPMB ds. migracji i integracji). 

(9) kompetencje w zakresie polityki migracyjnej i integracyjnej są ulokowane na 
szczeblu narodowym. Członkowie KPMB mają różne priorytety narodowe  
i uwarunkowania, które należy uwzględnić. Jednakże, przewidując to, grupa 
robocza KPMB ma na celu uzyskanie koordynacji, jedności i współpracy 
w zakresie polityki migracyjnej i integracyjnej (raport końcowy grupy roboczej 
KPMB ds. migracji i integracji).  

(10) należy utrzymywać i rozszerzać wsparcie dla samorządów terytorialnych, 
ponieważ to one są w dłuższej perspektywie odpowiedzialne za działania 
na rzecz integracji (rezolucja XXIX KPMB z sierpnia 2020 r.). 
 

k) korzystna jest wymiana dobrych praktyk i w zakresie postępowania z uchodźcami. 
We wszystkich regionach dokonuje się wspaniałych rzeczy na różne sposoby. 

l) prawa człowieka dotyczą wszystkich uchodźców oraz że dla spójności społecznej 
nieodzowne jest, by nie stosowano żadnych różnic. 

m) konieczna jest dobrowolna migracja w ramach europejskiego swobodnego przepływu 
pracowników, jak również spoza UE, aby pozyskać wykwalifikowanych pracowników 
do regionu południowego Bałtyku, którego ogromny potencjał gospodarczy będzie się 
dalej rozwijał.  

n) władze lokalne i regionalne są najlepiej przygotowane do uzyskania spójnego obrazu 
lokalnego rynku pracy, w związku z czym powinny zostać włączone 
do wielopoziomowego sprawowania rządów w celu pozyskania i zatrzymania 
międzynarodowych talentów dla lokalnego rynku pracy. 

 
2. dostrzega pilną potrzebę  

 
a) stworzenia jak największej przejrzystości w kwestiach migracji i uchodźstwa oraz ich 

przyczyn, łącznie z globalnymi powiązaniami, aby umożliwić oparty na faktach dyskurs 
między społeczeństwem obywatelskim, parlamentami i administracją w krajach 
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 i jednostkach samorządu terytorialnego, a tym samym umożliwić lepsze unikanie 
oraz rozwiązywanie konfliktów, a także wzmocnienie spójności społecznej. 

b) zapewnienia wsparcia administracyjnego i odpowiednich zasobów dla zaangażowania 
społeczeństwa obywatelskiego we wspieranie uchodźców i opiekę nad nimi. 
Profesjonalne wsparcie dla osób niosących pomoc, jak na przykład odpowiednie 
szkolenia, punkty kontaktowe w przypadku występowania problemów 
lub zapobieganie przemocy, są równie ważne jak tematyczny rozwój koncepcji, 
poczynając od pierwszej pomocy zaraz po przybyciu uchodźców, a kończąc na 
kwestiach związanych ze wspólnym życiem. 

c) wspierania integracji na rynku pracy i w innych systemach, takich jak kształcenie 
zawodowe, szkoły i przedszkola. Aby integracja się powiodła, droga prowadząca 
do tych systemów musi być skuteczna, a instytucje muszą być tak wyposażone, 
aby mogły również świadczyć działania na rzecz integracji. Ważne jest, aby dostęp 
był umożliwiony od pierwszego dnia. 

d) zwrócenia większej uwagi na sytuację socjalną i opiekę zdrowotną oraz zapewnienia 
odpowiednich ofert dostosowanych do sytuacji migrantów. 

e) zapewnienia przejrzystości również w dziedzinie integracji w celu zidentyfikowania 
obszarów działania i dostosowania instrumentów politycznych w taki sposób, 
aby można było osiągnąć wymierne efekty w zakresie integracji. 

f) opracowania możliwości partycypacji migrantów poprzez odpowiednie struktury 
i instrumenty. 

g) zajęcia się specjalnie szczególną sytuacją małoletnich uchodźców bez opieki  
i zapewnienia odrębnych ofert dla tej grupy. 

h) regularnej wymiany w celu uczenia się krajów Regionu Morza Bałtyckiego  
od siebie nawzajem, zwłaszcza w świetle doświadczeń z lat 2015–2016 oraz 2022–
2023, kiedy to gwałtownie wzrosła liczba uchodźców i powstało wiele instytucji 
i projektów mających na celu wspieranie i ułatwianie dobrej integracji. 

i) wyciągnięcia przez poszczególne kraje i jednostki samorządu terytorialnego wniosków 
z własnych doświadczeń z lat z lat 2015–2016 oraz 2022–2023, dalszego rozwijania 
i utrwalania sprawdzonych praktyk lub instytucji. 

j) podejmowania działań mających na celu zapobieganie i zwalczanie dyskryminacji 
społecznej i strukturalnej w celu zapewnienia jednakowej partycypacji uchodźców 
w społeczeństwie oraz – w ramach przepisów prawnych – także na rynku pracy. 

k) całościowego wdrożenia Karty Różnorodności. 

l) kontynuowania realizacji następujących uchwał KPMB: 

(1) rozważenia – jako przykładów najlepszych praktyk – możliwości wprowadzenia 
„instytucji kompleksowej obsługi”, zapewniających migrantom możliwość 
skorzystania ze wszystkich potrzebnych im usług w jednym miejscu, a także 
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rozważenia możliwości sporządzania indywidualnych planów integracji (XXVIII 
KPMB 2019), 

(2) podejmowania działań na rzecz ułatwienia utrzymywania bezpośrednich  
i regularnych kontaktów między nowo przybyłymi osobami a członkami 
społeczności lokalnej, instytucjami na szczeblu lokalnym, organizacjami 
społeczeństwa obywatelskiego, wspólnotami i poszczególnymi osobami (XXVIII 
KPMB 2019), 

(3) wspierania platform dialogu pełniących funkcję otwartych, regularnie 
wykorzystywanych instrumentów komunikacji i koordynacji działań dla 
zaangażowanych zainteresowanych stron, aby poszerzyć zakres prowadzonego 
dialogu społecznego (XXVIII KPMB 2019), 

(4) zwiększenia – w ramach strategicznych koncepcji integracji – otwartości 
społeczeństw przyjmujących poprzez poprawę uczestnictwa  
w mechanizmach demokratycznych związanych z integracją, koncentrując się 
w większym stopniu na szczeblu gminnym, jako obszarze codziennego 
współżycia (XXVIII KPMB 2019), 

(5) wspierania i promowania wielostronnego procesu kształtowania integracji 
uchodźców przez liczne podmioty na szczeblu samorządowym, uwzględniając 
systematyczną partycypację i wymianę pomiędzy przedstawicielami kręgów 
politycznych, gospodarki i społeczeństwa obywatelskiego (XXVIII KPMB 2019), 

(6) promowania dobrych relacji w społeczeństwie i różnorodności. Takie działania 
mogą obejmować kampanie informacyjne, organizację wydarzeń oraz politykę 
mieszkaniową promującą różnorodność na obszarach mieszkalnych (XXIX KPMB 
2020). 

 
3. dlatego uważa za konieczne 

 
a) przyspieszenie prac nad wspólną europejską polityką migracyjną i azylową  

w celu zarządzania kryzysem uchodźczym. 

b) stworzenie na poziomach krajowych spójnej i skoordynowanej polityki migracyjnej 
i integracyjnej, służącej rozwojowi społeczności lokalnej, przy równorzędnym 
włączeniu partnerów (rządu, samorządu, organizacji społeczeństwa obywatelskiego, 
w tym imigranckich oraz innych partnerów społecznych), zakładające utworzenie 
warunków dla pełnego wykorzystania wspólnego potencjału oraz zapewnienie 
finansowania. 

c) w celu stworzenia jak największej przejrzystości w tym zakresie – sporządzanie 
i wymianę raportu sytuacyjnego o międzynarodowych przepływach uchodźców, 
będącego także podsumowaniem i udostępnieniem do wiadomości publicznej 
informacji i danych liczbowych na temat napływu uchodźców w skali krajowej, 
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regionalnej i lokalnej, potrzeb w zakresie zakwaterowania oraz świadczeń 
państwowych w zakresie opieki i integracji. 

d) organizowanie wymiany doświadczeń osób i podmiotów zajmujących się migracją, 
w tym wolontariuszy, na przykład w formie regularnie odbywających się targów 
oraz formatów cyfrowych, które z jednej strony dawałyby wgląd w pracę innych 
i umożliwiałyby tworzenie sieci, a z drugiej stwarzałyby możliwość dyskusji na wspólne 
tematy. 

e) zwrócenie szczególnej uwagi na następujące czynniki dostępu do podstawowych 
systemów i do rynku pracy, warunkujących skuteczną integrację:  

 

(1) wspieranie nabywania umiejętności językowych w kraju przybycia,  
w szczególności poprzez organizowanie ofert online w celu nauki języka. 

(2) tworzenie warunków umożliwiających jak najpełniejsze wykorzystanie 
posiadanych przez migrantów umiejętności i kwalifikacji zawodowych 
oraz rozwijanie ich na rzecz regionalnego rynku pracy. 

(3) stworzenie urzędowych struktur ułatwiających migrantom fazę przyjazdu, gdzie 
usługi i doradztwo w zakresie integracji zawodowej są połączone w taki sposób, 
by stwarzać jak najlepsze warunki startu w nowym środowisku. W tym 
kontekście sprawdziła się ścisła współpraca między organami 
administracyjnymi zajmującymi się prawem pobytu i polityką społeczną. 

(4) tworzenie przestrzeni dialogu obywatelskiego z uchodźcami i dialogu między 
państwami przyjmującymi oraz utworzenie platformy wymiany doświadczeń 
w zakresie integracji uchodźców i migrantów w systemach kształcenia państw 
przyjmujących dla osób odpowiedzialnych za integrację uczniów ze środowisk 
migracyjnych w szkołach. W ramach takiej platformy należałoby przewidzieć 
możliwość doradztwa ekspertów z różnych państw, ze szczególnym 
uwzględnieniem ekspertów w zakresie systemów edukacji krajów pochodzenia 
migrantów. 

(5) zapewnienie działania międzynarodowych klas przygotowawczych (klas 
integracyjnych), które przygotowują uczniów do uczęszczania  
do regularnych klas w szkołach, jak i stworzenie ofert pozaszkolnych. 

(6) umożliwienie uczęszczania do przedszkoli wszystkim dzieciom uchodźcom. 

(7) przedszkola ukierunkowane na naukę języka (przedszkola językowe), placówki 
zapewniające niskoprogowy dostęp do systemu wczesnej edukacji (ośrodki dla 
rodziców z dziećmi). 

(8) sprzyjająca integracji rola sportu. 
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f) umożliwienie odpowiedniej opieki zdrowotnej, prowadzenie specjalistycznych szkoleń 
dla opiekunów i personelu medycznego oraz udostępnienie wsparcia  
w komunikacji i pomocy psychologicznej. 

g) stosowanie koncepcji integracji obejmujących system wskaźników i wartości 
docelowych w celu prowadzenia przejrzystej i ciągłej oceny działań integracyjnych. 
Taka koncepcja, uzgodniona i działająca empirycznie, stwarza jednocześnie 
możliwość modyfikacji i regularnej oceny oraz kontroli polityki przez parlamenty 
z perspektywy ogólnopolitycznej. 

h) aktywne zwalczanie stereotypów, nietolerancji, dyskryminacji, rasizmu  
i ksenofobii oraz propagowanie współpracy z mediami. 

 
 

4. oczekujemy od władz szczebla regionalnego, krajowego i europejskiego: 
 
a) niepozostawiania samorządów samych z wyzwaniami związanymi  

z obecnymi przepływami uchodźców; poradnictwa w zakresie rozwiązywania 
konfliktów oraz wspierania ich finansowo za pomocą krajowych i/lub europejskich 
programów wsparcia. 

b) wykorzystania funkcji parlamentów do włączenia dyskusji ze strony społeczeństwa 
obywatelskiego w proces podejmowania decyzji politycznych i administracyjnych. 

c) dalszego wzmacniania współpracy w zakresie realizacji pola działania „Integracja 
migrantów na rynku pracy” Strategii UE dla Morza Bałtyckiego, ze szczególnym 
uwzględnieniem rynku pracy dla uchodźczyń. 

d) uruchomienia lokalnego (regionalnego lub metropolitalnego) systemu uznawania 
umiejętności i kwalifikacji zawodowych w celu przyspieszenia integracji społeczno-
gospodarczej obywateli państw trzecich. 

e) dalszej realizacji uchwał KPMB, które mogą nadal wnosić istotny wkład  
w politykę migracyjną i integracyjną: 

(1) dążenia do harmonizacji praktyk w zakresie 1) powrotów,  
2) rozpatrywania wniosków o azyl, oraz 3) standardów w zakresie 
przyjmowania małoletnich ubiegających się o azyl, uwzględniając aspekty praw 
krajowych, jak i praw człowieka/praw podstawowych (XXIX KPMB 2020), 

(2) analizowania stopnia, w jakim regularne wymienianie się przykładami 
najlepszych praktyk stosowanych w całym regionie Morza Bałtyckiego 
przyczyni się do zharmonizowania strategii w dziedzinie migracji (XXVIII KPMB 
2019). 

f) konsekwentnego deportowania do swoich krajów ojczystych osób, które na mocy 
decyzji sądowej utraciły prawo do pobytu w krajach Unii Europejskiej. 
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5. XX Forum Parlamentów Regionalnych Południowego Bałtyku 
 
Forum Parlamentów Regionalnych Południowego Bałtyku dziękuje Parlamentowi 
Krajowemu Szlezwiku-Holsztyna za wyrażenie gotowości do zorganizowania XX Forum 
Parlamentów Regionalnych Południowego Bałtyku w dniach 15-17 września 2024 roku. 

 
 
 
 
 

Sejmik Województwa Warmińsko-
Mazurskiego 

 

 
 
 
 
 

Sejmik Województwa 
Zachodniopomorskiego  

 
 
 
 

Sejmik Województwa Pomorskiego  

 
 
 
 
Parlament Krajowy Meklemburgii-Pomorza 

Przedniego  
 

 
 
 
 
 

Parlament Krajowy Szlezwiku-
Holsztyna  

 

 
 
 
 

 
Parlament Krajowy Wolnego 

i Hanzeatyckiego Miasta Hamburga 
 
 

 Hamburg, 19 września 2023 r. 
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